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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ulrike LECHNER, LL.M als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.01.2014, AZ XXXX,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2011, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefihrer stellte am 01.04.2011 einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2011 und beantragte
u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen
und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Aimbewirtschafter/Obmann der XXXXalm
mit der BNr. XXXX, fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage


file:///

Flachennutzung fur die XXXXalm 149,09 ha Almfutterflache angegeben. Aullerdem beantragte der Beschwerdefuhrer
eine Kompression von Zahlungsansprichen. Als Kompressionsgrund wurde "Bewirtschaftung von Almen oder Weiden
mit zwei oder mehreren Auftreibern" genannt.

Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2011 wurde dem Beschwerdefihrer fur das Antragsjahr 2011
nach Abzug wegen Modulation in Hohe von EUR 2,09 eine EBP in Hohe von EUR 5.021,18 gewahrt. Dabei wurde von
insgesamt 88,38 ausbezahlten flachenbezogenen Zahlungsanspriichen und einer beantragten Gesamtflache von 88,38
ha (davon anteilige Almfutterflache von 72,83 ha) ausgegangen. Die ermittelte Gesamtflache und die ermittelte
anteilige Almfutterflache entsprachen der beantragten. Der Antrag auf Kompression von ZA wurde negativ beurteilt.
Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 24.07.2013 auf der XXXXalm mit der BNr. XXXX ergab fur das Antragsjahr 2011 eine
tatsachliche Almfutterfldche von 130,63 ha, was eine Fldchendifferenz von 18,46 ha ergibt (beantragt waren 149,09 ha).

Mit dem angefochtenen Abdnderungsbescheid vom 29.01.2014 wurde dem Beschwerdeflhrer fur das Antragsjahr
2011 eine Betriebspramie in Hohe von nur mehr EUR 3.485,26 gewahrt und nach Abzug einer Fldchensanktion in Hohe
von EUR 1.025,34 eine Ruckforderung in Hohe von EUR 1.535,92 ausgesprochen. Dabei wurde von einer beantragten
Gesamtflache von 88,38 ha (davon beantragte anteilige Almfutterflache 72,83 ha), einer ermittelten Gesamtflache von
79,36 ha (davon bericksichtigte anteilige AlImfutterflache von 63,81 ha) und von 56,84 ausbezahlten flachenbezogenen
Zahlungsanspriichen ausgegangen. Daraus ergibt sich gesamt eine Differenzflache von 9,02 ha. Der Antrag auf
Kompression von ZA wurde erneut negativ beurteilt.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 24.07.2013 Flachenabweichungen von tber
3 % oder Uber 2 ha und bis hdchstens 20 % festgestellt worden seien, somit musse der Beihilfebetrag um das Doppelte
der Differenzflache gekirzt werden. Es wurde daher eine Flachensanktion in H6he von EUR 1.025,34 verhangt. Die
aufschiebende Wirkung einer allfalligen Beschwerde wurde von der belangten Behdrde ausgeschlossen.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer mit Schreiben vom 18.02.2014 Beschwerde. Darin wird beantragt:
1.

die ersatzlose Behebung des angefochtenen Bescheides, andernfalls

2.

die Abénderung des Bescheides in der Weise, dass die Bemessung der Rickzahlung nach Maligabe der
Beschwerdegriinde erfolgt und jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlisse verfiigt werden, andernfalls Kirzungen
und Ausschlisse nur nach MaRRgabe der Beschwerdegriinde verhangt werden,

3. den Ausspruch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung abzuandern und der Beschwerde aufschiebende
Wirkung zuzuerkennen,

4. einen Augenschein an Ort und Stelle durchzufihren,
5. mit einem eigenen Feststellungsbescheid die AlIm-Referenzflache auszusprechen.

Der Beschwerdefiihrer bringt im Wesentlichen vor, das Ergebnis der Vorortkontrolle am 24.07.2013 auf der XXXXalm
mit der BNr. XXXX sei unrichtig.

Die beihilfenfahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig
nach den ortlichen Verhaltnissen ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Die
Vorortkontrolle 2013 habe andere Ergebnisse gebracht. Der Beschwerdefiihrer habe auf das Ergebnis der letzten Vor-
Ort-Kontrolle vertraut, es habe keinen Anhaltspunkt gegeben, dass die frihere amtliche Erhebung fehlerhaft sein
kénne. Es treffe ihn an einer allfdlligen Uberbeantragung kein Verschulden im Sinne des Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) Nr.
1122/2009 iVm § 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-V 2011, Kirzungen und Ausschlisse seien nicht anzuwenden.

Es hatten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit geandert und damit auch die berechnungsrelevanten
Tatsachen. Die Feststellungen der Behdrde zu den Wirtschaftsjahren vor 2010 seien mit unzuverldssigen
Messmethoden erfolgt und lage auch deswegen ein Irrtum der Behdrde vor. Die Partei kdnne nicht Uber genauere
Messmethoden verfligen als die Behdrde. Der EuGH habe in seiner Entscheidung vom 04.09.2009, Rs T-368/05,



festgestellt, dass das Osterreichische Flachenidentifikationssystem nicht den EU-Vorschriften entspreche. Allein durch
diese Anderung der Messmethoden (z.B. Ermittlung nach Almleitfaden 2000, Digitalisierung 2009-2010) habe sich die
Futterflache geandert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.

Gemal} Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 fir die Wirtschaftsjahre vor 2010 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009
ab 2010 bestliinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustéandigen Behorde
zurlckzufuhren sei, den der/die Betriebsinhaber/in billigerweise nicht erkennen habe kdénnen. Durch die
Nichtberucksichtigung der friheren amtlichen Erhebung liege ein Irrtum der Behérde vor.

Er habe auf das Ergebnis der amtlichen Feststellungen vertrauen dirfen. An einer allfilligen Uberbeantragung treffe
ihn daher kein Verschulden. Kirzungen und Ausschlisse seien gem. Art. 68 Abs. 1 der VO (EG) 796/2004 und Art. 73
Abs. 1 der VO (EG) Nr. 1122/2009 nicht anzuwenden.

Die beihilfefahige Flache sei vorschriftsmaRig nach den értlichen Verhaltnissen mit der notwendigen Sorgfalt ermittelt
und beantragt worden. Die Behdrde habe ein mangelndes Ermittlungsverfahren gefihrt.

Die verhangte Strafe sei unangemessen hoch und gleichheitswidrig.

Am 21.02.2014 legte der BeschwerdeflUhrer eine "Bestatigung gemal3 Task Force Almen" vor, mit welcher die
zustandige Landwirtschaftskammer hinsichtlich der Alm mit der BNr. XXXX fur das Antragsjahr 2011 bestatigt, dass die
Flache im Rahmen einer erfolgten amtlichen Ermittlung (Digitalisierung) nach bestem Wissen und Gewissen auf Basis
des Almleitfadens nach den Vorgaben der AMA ermittelt worden und die Flachenabweichung dem Landwirt und der
Bezirksbauernkammer nicht erkennbar gewesen sei.

Die belangte Behorde legte die Beschwerde und den bezughabenden Verwaltungsakt dem Bundesverwaltungsgericht
am 12.03.2015 zur Entscheidung vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer stellte am 01.04.2011 einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr 2011 und beantragte
u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen
und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflihrer ist Aimbewirtschafter/Obmann der XXXXalm
mit der BNr. XXXX, fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Fldachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage
Flachennutzung fur die XXXXalm 149,09 ha Almfutterflache angegeben. AulRerdem beantragte der Beschwerdeflhrer
eine Kompression von Zahlungsansprichen. Als Kompressionsgrund wurde "Bewirtschaftung von Almen oder Weiden
mit zwei oder mehreren Auftreibern" genannt.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 24.07.2013 auf der XXXXalm mit der BNr. XXXX ergab fiir das Antragsjahr 2011 eine
tatsachliche Almfutterflache von 130,63 ha, was eine Flachendifferenz von 18,46 ha ergibt (beantragt waren 149,09 ha).

Mit dem angefochtenen Abadnderungsbescheid vom 29.01.2014 wurde dem Beschwerdefthrer fir das Antragsjahr
2011 eine Betriebspramie in Hohe von nur mehr EUR 3.485,26 gewahrt und eine Ruckforderung in Héhe von EUR
1.535,92 ausgesprochen.

Es wird festgestellt, dass im Jahr 2011 die anteilige AlImfutterflache statt der beantragten 72,83 ha nur 63,18 ha betrug.
Die beantragte Gesamtflache betrug 88,38 ha, die ermittelte Gesamtflache betrug 79,36 ha, somit ergibt sich fir den
BeschwerdefUhrer eine Flachendifferenz von 9,02 ha.

Es wurden daher Flachenabweichungen von mehr als 3 % oder Gber 2 ha und bis hdchstens 20 % festgestellt, weshalb
auch eine Sanktion verhangt wurde. Der Beihilfebetrag wurde um das Doppelte der Differenzflache gekirzt.

Diese FlichenausmaRe werden vom Bundesverwaltungsgericht, in Ubereinstimmung mit der belangten Behérde,
seiner Entscheidung zu Grunde gelegt.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Belege fUr die Unrichtigkeit der von der belangten Behdrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurden vom
Beschwerdefiihrer im Verfahren nicht vorgelegt; das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde vom Beschwerdefthrer



in der Beschwerde auch nicht substantiiert bestritten. Auch liegen keine von Amts wegen aufzugreifenden
Anhaltspunkte vor, die ausreichenden Grund fur die Annahme bdten, dass die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle
unzutreffend waren, weshalb das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle als erwiesen anzusehen ist.

Ebenso wurden keine ausreichend konkreten Angaben gemacht, warum von einem fehlenden Verschulden bezulglich
der ausgesprochenen Ruckforderung auszugehen sei.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

Gemall §8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 i. d.g.F., ist die AMA zustandige
Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs
und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall § 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992 i.d.g.F., kdbnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder
durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der
AMA unmittelbar als Bundesbehérde besorgt werden.

Gemal? § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013 i.d.F. BGBI. | Nr. 122/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG)
mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal? anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

3.2. Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der VO (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr.
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73/2009),

lauten auszugsweise:
"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:
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a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbdume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33

Zahlungsanspriche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspruche besitzen, die sie gemaR der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten haben;

b) Zahlungsansprutche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],

erhalten haben. [...]1."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fir nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35
Meldung der beihilfefdhigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdnnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23, 12 Abs. 1, 21, 25, 26 Abs. 1, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom
30.11.2009 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaRR der genannten Verordnung mit
Durchflihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor lauten:

"Artikel 2

[...]

23. "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen



genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsansprichen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffenden Beihilferegelungen;

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}

Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn

die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 25

Racknahme von Beihilfeantragen

(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zurtickgenommen werden. [...]

(2) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle Unregelmaligkeiten festgestellt, so konnen die von einer UnregelmaBigkeit betroffenen Teile des

Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.

(3) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des

betreffenden Beihilfeantrags oder -antragsteils befand."
"Artikel 26
Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepruft werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und

Standards fir die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."
"Artikel 34
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm

vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgesetzt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha

nicht Gberschreiten.



(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache berticksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen

Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Uberschreiten.

Haben die Mitgliedstaaten der Kommission jedoch vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung eine groBere Breite
als zwei Meter gemal Artikel 30 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 mitgeteilt, so darf diese

Breite weiterhin gelten.

(3) Alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefuhrten Rechtsakten
genannt oder Bestandteil des in Artikel 6 und Anhang Il derselben Verordnung bezeichneten guten
landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, sind Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen

Parzelle.

(4) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht

baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet méglich sind.

(5) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang

der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf.

(6) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Gberpruft. Hierzu wird

erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."
"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags

die angemeldete Flache berucksichtigt.
(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

--ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so wird

fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden GréRen zugrunde gelegt;

--liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche uUber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfigung
stehenden Zahlungsanspriiche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspruche auf die Anzahl der dem

Betriebsinhaber zur Verfigung stehenden Zahlungsanspruche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen die im Sammelantrag
angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemald
den Artikeln 58 und 60 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe

ermittelten Flache berechnet.

[...]1 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflaiche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fur diese

Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene berticksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fiir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58

Kdrzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,



ausgenommen die Regelungen fur Starkekartoffeln und Saatgut gemal? Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009, Gber der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die
Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet,
wenn die Differenz tber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flaichenbezogene
Beihilfe gewahrt.

[..]"
Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 80
Rackforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet.

(2) Die Zinsen werden fur den Zeitraum zwischen der im Rickforderungsbescheid an den Beglinstigten angegebenen
Zahlungsfrist, die nicht mehr als 60 Tage betragen sollte, und dem Zeitpunkt der tatsachlichen Rickzahlung bzw. des
Abzuges berechnet.

Der anzuwendende Zinssatz wird nach Mal3gabe der einschldgigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf
jedoch nicht niedriger sein als der bei der Rickforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende
Zinssatz.

(3) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 3 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 Uber den Schutz der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaBigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kirzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
UnregelmaRigkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programms.



Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Falle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemal? Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

3.3. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:
ZuA)

Im vorliegenden Fall wurde fur das Antragsjahr 2011 bei einer beantragten Gesamtflache im Ausmal? von 88,38 ha
(unter Einschluss der beantragten anteiligen Almfutterflaiche von 72,83 ha) und bei 79,36 ausbezahlten
flachenbezogenen Zahlungsanspriichen eine ermittelte Flache im Ausmal von tatsachlich gesamt lediglich 79,36 ha
(unter Einschluss der festgestellten anteiligen Almfutterflaiche von 63,81 ha) zugrunde gelegt; es wurde eine
Differenzflache von 9,02 ha festgestellt. Es wurden somit Flachenabweichungen von tber 3% oder Gber 2 ha und bis

hochstens 20 % festgestellt, weshalb zu Recht eine Flachensanktion verhangt wurde.

Der Beschwerdeflhrer bringt nichts Konkretes gegen die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle vor und stellt auch nicht

substantiiert dar, inwiefern die Umlegung des Ergebnisses dieser Kontrolle auf das Jahr 2011 unzutreffend sein sollte.

Die auf Grundlage des Bescheides vom 30.12.2011 Uber die einheitliche Betriebspramie 2011 getétigte Uberweisung
der einheitlichen Betriebspramie erfolgte laut diesem Bescheid am 21.12.2011. Der Bescheid vom 29.01.2014 wurde
dem Beschwerdefihrer laut eigenen Angaben am 31.01.2014 - sohin vor Ablauf der Verjahrungsfrist des Art. 73 Abs. 6
VO (EG) 796/2004 von vier Jahren - zugestellt. Der Beihilfebetrag war daher um das Doppelte der Differenzflache zu
kirzen (Flachensanktion), wovon die belangte Behérde zu Recht ausging. Die Riickforderung ist daher schon deshalb
nicht verjahrt, weil zwischen Auszahlung und Ruckforderung keine vier Jahre verstrichen sind. Dies ist aber nach der -
mangels Vorliegens einer sektorbezogenen Regelung hier anzuwendenden - Regelung des Art. 3 Abs. 1 der
"horizontalen" VO (EG) 2988/95 Grundvoraussetzung fir den Verjahrungseintritt. Zudem erfolgte im Juli 2013 eine Vor-
Ort-Kontrolle durch die AMA, durch die die Verjahrungsfrist unterbrochen wurde (vgl. jingst VwGH 2012/17/0198 vom
29.5.2015).

Die im angefochtenen Bescheid ausgesprochene Sanktion ful3t einzig und allein auf den Flachenfeststellungen im
Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle auf jener Alm, deren Almbewirtschafter der Beschwerdefihrer ist. So beteuert er in
seinem Beschwerdeschriftsatz zwar, die Beantragung der in Rede stehenden Almfutterflachen in Wahrung der
Sorgfaltspflicht durchgefihrt zu haben, die gegenstandliche Alm durch jahrelange Bewirtschaftung und persénliche
Begehung und Kontrolle zu kennen und sein Wissen rund um die Futterflachenbeantragung stets aktuell gehalten zu
haben. Diese Ausfuhrungen vermdgen jedoch nicht die durchaus betrachtliche Differenz seiner Angaben zur
tatsachlichen Flachennutzung zu erkldren und schon gar nicht - vor dem Hintergrund der Beweislastumkehr des Art.
68 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 - ein mangelndes Verschulden darzulegen.

Auch aus den Ausfiihrungen in der vorgelegten "Bestatigung gemald Task Force Almen" der zustandigen
Landwirtschaftskammer, wonach die vorgenommene Bewertung dem Beschwerdefihrer und der
Landwirtschaftskammer plausibel erschien und dem Beschwerdefiihrer an dieser Uberbeantragung daher kein
Verschulden anzulasten sei, gehen im Rahmen der Verschuldensprifung ins Leere. Es ist davon auszugehen, dass dem
Beschwerdefuhrer aufgrund seiner Eigenschaft als - wie er selbst ausfiuhrt - bereits Uber viele Jahre tatigen
Almbewirtschafter die AImfutterflaichenbeschaffenheit bestens bekannt sein musste. Eine korrekte Beantragung durfte
daher von ihm erwartet werden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass einen Antragsteller die
Verantwortung fUr die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft und es an ihm gelegen ist, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Ein derartiges Bemuhen ware - selbst wenn das in diesem Zusammenhang ermittelte
Ergebnis nachtraglich zu korrigieren ist - im Rahmen der Verschuldensfrage zu bericksichtigen (vgl. VwGH 07.10.2013,
2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer im vorliegenden Fall jedoch dahingehende besondere Anstrengungen
unternommen habe, wird im Beschwerdeschriftsatz nicht vorgebracht und ergeben sich hierfir auch keine Anzeichen
aus dem Akt. Deshalb kann in diesem Zusammenhang - insbesondere unter Bericksichtigung der angeflhrten
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes - nicht von einem mangelnden Verschulden des Beschwerdefiihrers



ausgegangen werden.

Ein Rechtsanspruch auf bescheidmallige Festsetzung der Referenzflache ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen
nicht zu entnehmen (ausfuhrlich dazu BVwG 21.5.2014, GZ W118 2007172). Nach standiger Rechtsprechung des VwGH
sind die Verwaltungsbehdrden befugt, im Rahmen ihrer ortlichen und sachlichen Zustandigkeit auch
Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefir entweder eine diesbezigliche ausdrtickliche gesetzliche Anordnung
vorliegt, oder ein im 6ffentlichen Interesse begriindeter Anlass dazu gegeben oder aber die Feststellung im rechtlichen
Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen; ein
Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulassig, wenn die fir die Feststellung malRgebende Rechtsfrage im
Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere
auch die Moglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides
entgegensteht; vgl. aus der jungsten Vergangenheit VwWGH 23.01.2014, 2013/07/0133 unter Verweis auf VwGH
25.04.1996, 95/07/0216. Ein derartiger Feststellungsbescheid kénnte darlber hinaus nicht im gerichtlichen Verfahren
erlassen werden, da das Gericht nur auf Grundlage des vom Bescheid umfassten Verfahrensgegenstandes entscheiden

kann.

Insoweit der Beschwerdefiihrer im Hinblick auf die Frage der RechtmaRigkeit einer Riickforderung im Ergebnis auf
mangelndes Verschulden an der Uberhéhten Beantragung und in weiterer Folge auf eine Verjdhrung wegen guten
Glaubens abzielt, so ist darauf hinzuweisen, dass nach den angefihrten Rechtsvorschriften die Auszahlung der
Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers erfolgt. Die Vor-Ort-Kontrolle hat
eine Reduktion der Almfutterflaiche ergeben. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle wurde, wie oben in den
beweiswurdigenden Ausfiihrungen dargelegt wurde, nicht substantiiert bestritten und ist, wie sich aus den
Feststellungen und der Beweiswurdigung ergibt, nicht zu beanstanden. Den Beschwerdefuhrer trifft die Verantwortung
fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmafle (VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216). Auch der Umstand,
dass die Behorde zunachst die Flachenangaben der antragstellenden Partei ihrem Bescheid zu Grunde legte, steht
einer Abanderung des entsprechenden Bescheides nach Feststellung der objektiven AusmaRe der beantragten Flachen
und einer allfalligen Anwendung der in der VO (EG) 1122/2009 vorgesehenen Sanktionen nicht entgegen (VwGH
20.07.2011, 2007/17/0164). Die Behérde war daher nach Art. 73 der VO (EG) 796/2004 verpflichtet, jenen Betrag, der
aufgrund des ursprunglich eingereichten Antrages zuerkannt worden war, der aber den nunmehr zustehenden Betrag
Ubersteigt, zurtickzufordern (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).

Es ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 der VO (EG)
1290/2005 die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und
Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MaBnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen
Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen
wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs.
1 VO (EG) 796/2004 festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europdische Gerichtshof das unbedingte
Gebot der Ruckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-
304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht
unberucksichtigt bleiben durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013,
2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdrden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind,
die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in
einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 73 Abs. 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben wie bereits ausgefuhrt in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass
den Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013,
2013/17/0541). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
ihm nicht belegt.

Nicht einzugehen war auf den Einwand bezlglich der Nichtbertcksichtigung von Landschaftselementen, da der
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Beschwerdefiihrer es unterlasst darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berucksichtigung dieser Gegebenheiten
hatte fuhren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014, 2013/17/0111).

Der BeschwerdefUhrer geht in der Beschwerde weiters von einem Irrtum der Behdrde aus, weil sich die Messsysteme
geandert hatten. Es trifft aber nicht zu, dass sich die relevante Futterfliche allein durch die Anderung des Messsystems
ohne Verdnderungen des Naturzustandes und ohne Anderungen der Bewirtschaftungsverhiltnisse geandert habe:

Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden”). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise Gerdllflachen, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller
blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen (vgl. Pkt. 4 des Almleitfadens). Im Jahr 2010
stellte die AMA fur die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein
Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschitzung des Uberschirmungsgrades die Abschitzung der
lbrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dabei handelte es sich nicht um eine Anderung eines
Messsystems oder der Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte mit der verpflichtenden
Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem
Beschwerdefihrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die
Beschwerde enthalt keine konkreten Angaben, bei welchen Schlagen sich Abweichungen ausschlielich durch den
neuen NLN-Faktor ergeben hatten.

Ein Irrtum der Behorde ist darin nicht erkennbar.

Es ist festzuhalten, dass es dem Beschwerdefihrer mit seinem Beschwerdevorbringen, wie sich aus den Feststellungen
bzw. den beweiswlrdigenden Ausfihrungen unter Berucksichtigung der dargestellten rechtlichen
Rahmenbedingungen ergibt, nicht gelungen ist, mangelndes Verschulden an der fehlerhaften Beantragung darzutun.

Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des EuGH und ihm
folgend des VWGH zu Sanktionen auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung entgegen zu halten, wonach keine
Bedenken unter dem Gesichtspunkt des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen nur je nach
Schwere des VerstoBes abgestuft sind (VwGH 9.9.2013, 2011/17/0216 mit Hinweis auf VWGH 11.4.2011, 2007/17/0035,
EuGH 19.11.2002, Rs (C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, EuGH 6.7.2000, Rs C-356/97
Molkereigenossenschaft Wiedergeltingen, EuGH 11. 7. 2002, Rs C-210/00 Kaserei Champignon Hofmeister, und EuGH
11.3.2008, Rs C-420/06 Jager).

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Von der Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde
ausschliel3lich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das Gericht konnte aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte
(VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu
erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27. Juni 2013, C-93/12, Agrokonsulting).

Vor diesem Hintergrund ertbrigt sich eine Entscheidung Uber den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung

zuzuerkennen.
Zu B)

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
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der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung (siehe die
unter Punkt 3. angefuhrte Rechtsprechung des VwWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde angesprochenen
Punkten).

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
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